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«Wir Thurgauer sind eben wider-
spenstig», sagt Urs Schrepfer und 
lacht. Der Satz fällt zum Schluss 
eines langen Gesprächs, doch 
eigentlich findet der Schulleiter 
und SVP-Kantonsparlamentarier 
die Diskussion gar nicht lustig. 
Im Gegenteil: Wie viele seiner 
Grossratskollegen fühlt er sich 
missverstanden. 

Schrepfer gehörte 2015 zu den 
treibenden Kräften hinter einer 
Änderung des Thurgauer Volks-
schulgesetzes. Damals beschloss 
das Parlament, dass Eltern den 
Deutschunterricht mitfinanzie-
ren müssen, wenn ihre in der 
Schweiz geborenen Kinder beim 
Kindergarteneintritt die Landes-
sprache noch nicht sprechen. 

Der Entscheid sorgte für Wir-
bel im Ostschweizer Kanton: Vier 
Privatpersonen reichten Klage 
ein – und das Bundesgericht gab 
ihnen 2017 mit Verweis auf Arti-
kel 19 der Bundesverfassung 
recht. Demnach muss der Volks-
schulunterricht unentgeltlich 
sein. Das Leiturteil hatte weitrei-
chende Folgen: Bis dahin hatten 
Schulgemeinden in der ganzen 
Schweiz Elternbeiträge für Klas-
senlager oder Exkursionen ver-
langt. Diese Praxis wurde per so-
fort untersagt. Höchstens 16 
Franken pro Tag – den Betrag, 
den die Eltern wegen der Aus-
wärtsverpflegung ihrer Kinder 
sparen – dürfen solche Pro-
gramme seither noch kosten. 

Im Thurgau spricht man par-
teiübergreifend von einem «Kol-
lateralschaden». Plötzlich sah die 
ganze Schweiz die Schullager ge-
fährdet – ein unbeabsichtigtes 
neues Problem. Nur die Kosten 
der sprachlichen Integration, das 
eigentliche Anliegen breiter poli-
tischer Kreise im Kanton, waren 
kein Thema mehr. 

Zahlreiche Kinder betroffen 
Das soll sich jetzt ändern. Und 
wie vor fünf Jahren, als die Thur-
gauer mit ihrem – mittlerweile 
revidierten – Entscheid zur Ab-
schaffung des Frühfranzösisch 
einen Sprachenstreit auslösten, 
soll die Frage nun auf nationaler 
Ebene geklärt werden. Das Kan-
tonsparlament hat im Januar mit 
grosser Mehrheit eine Motion 
verabschiedet, die den Regie-
rungsrat mit einer Standesinitia-
tive beauftragt. Das Ziel: Die Bun-
desverfassung soll relativiert 
werden. Eltern, die sich vor 
Schuleintritt zu wenig um die In-
tegration ihrer Kinder kümmern, 
sollen für den Deutschunterricht 
oder für Dolmetscher bei Eltern-
gesprächen bezahlen müssen. 

Zahlen aus der Kantonshaupt-
stadt Frauenfeld zeigen, wie ver-
breitet die Sprachprobleme der 
Kinder sind. Dort mussten im 
Jahr 2014 von den 480 Kinder-
gärtlern 166 (35 Prozent) zum 
Deutschunterricht. Davon hatten 
70 Kinder (42 Prozent) einen 
Schweizer Pass, wie Schulpräsi-
dent und SVP-Kantonsrat And-
reas Wirth sagt. In Urs Schrepfers 
7800-Einwohner-Gemeinde Sir-
nach waren es 2015 gar 75 Pro-
zent der Deutschschüler, die in 
der Schweiz geboren waren oder 
deren Eltern schon länger als 
zehn Jahre hier lebten. «Von sol-
chen Familien darf man erwar-
ten, dass ihre Kinder Deutsch 
sprechen», sagt Schrepfer. 

Die Drohung, für den Deutsch-
unterricht im Kindergarten be-
zahlen zu müssen, würde Wir-
kung zeigen, ist er überzeugt. In 
Sirnach hätten doppelt so viele 
Kinder die vorschulische Sprach-
spielgruppe besucht, als er den 
Eltern eine Kostenbeteiligung im 
Kindergarten androhte. Ihm 
gehe es weder um die Kosten von 
jährlich 180 000 Franken für den 
Deutschunterricht noch um eine 
generelle Abstrafung der Auslän-
der, betont Schrepfer. «Flücht-

linge und erst kürzlich Zugewan-
derte wären ausgenommen.» 
Vielmehr wolle er vermeidbare 
Sprachdefizite der Kinder behe-
ben, die sich häufig auf die ganze 
Schulkarriere auswirkten. 

Auch die beiden Motionäre 
Hanspeter Heeb (GLP) und 
Ki lian Imhof (CVP) betonen den 
«psychologischen Effekt». «Die 
Massnahme ist ein Hebel, um die 
Integration zu fördern», sagt 
Schulleiter Imhof. Und Schulprä-
sident Heeb spricht von einem 
«Fehlanreiz, dass die Schule gra-
tis Sprachförderung anbietet, die 
zuvor hätte stattfinden müssen.» 
Die Forderung ist denn auch par-
teipolitisch breit gestützt. Nur in 
den Reihen von SP, Grünen und 
FDP gab es teilweise Widerstand. 

Skeptisch ist auch Lehrerver-
bandspräsident Beat W. Zemp. 
Mangelnde Sprachkenntnisse 
seien zwar verbreitet, und es sei 
ein folgenreiches Versäumnis, 
die Unterrichtssprache vor dem 
Schuleintritt nicht zu lernen. 
Aber: «Die Standesinitiative ver-
stösst gleich zweifach gegen die 
Verfassung: Schule muss unent-
geltlich sein. Und niemand darf 

wegen seiner Sprache diskrimi-
niert werden.» Das Recht auf Bil-
dung müsse für alle Kinder un-
teilbar bleiben – unabhängig vom 
sozioökonomischen Status der 
Eltern. Zudem hält Zemp einen 
solchen Passus in der Verfassung 
für willkürlich. «Wir regeln ja 
dort auch nicht, mit welchen mo-
torischen Kompetenzen ein Kind 
in die Schule kommen soll.» 

Basel-Stadt als Vorbild 
Über Deutschdefizite klagen 
auch Schulgemeinden anderer 
Regionen. Auf Kantonsebene 
gebe es jedoch keine aggregier-
ten Daten, wie häufig Kinder aus 
schon lange in der Schweiz le-
benden Familien betroffen sind, 
heisst es bei der Erziehungsdi-
rektorenkonferenz. Zudem ken-
nen die Kantone unterschiedli-
che Regelungen für solche Fälle. 

Als Pionierkanton gilt Basel-
Stadt: Dort besteht seit 2013 ein 
selektives Obligatorium für 
«Deutsch vor dem Kindergarten». 
Die Eltern erhalten ein Jahr vor 
der Kindergartenanmeldung 
einen Fragebogen, der den För-
derbedarf eruiert. Ist der Besuch 

einer vorschulischen Sprach-
spielgruppe erforderlich, sind die 
Eltern gesetzlich verpflichtet, ihr 
Kind an zwei Halbtagen pro Wo-
che dorthin zu schicken. Der 
Kanton übernimmt die Kosten. 
Sehen die Eltern davon ab, dro-
hen Bussen bis 1000 Franken. 

Eine gesetzliche Verpflichtung 
zum vorschulischen Sprach-
unterricht kennt auch Luzern 
seit drei Jahren, wie Charles Vin-
cent von der Dienststelle Volks-
schulbildung sagt. Zürich hin-
gegen will kein selektives Obli-
gatorium. Das hat die Bildungs-
kommission des Kantonsrats 
Ende Januar entschieden: Weil 
viel mehr Kinder betroffen wä-
ren als in Basel-Stadt, wären die 
Kosten zu hoch. Auch für Bern, 
wo der Kanton die frühe Sprach-
förderung finanziell unterstützt, 
ist das gemäss Erziehungsdirek-
tion keine Option. Im Thurgau 
hingegen prüfen die führenden 
Bildungspolitiker dies nun pa-
rallel zur angestrebten Verfas-
sungsänderung. «Ich werde 
diese wirksame Massnahme poli-
tisch sicher weiterverfolgen», 
sagt Andreas Wirth.

Sprechen Kindergärtler schlecht 
Deutsch, sollen die Eltern zahlen 
Sprachförderung Der Thurgau will die Bundesverfassung ändern. Die Idee sorgt für einen neuen Bildungsstreit.  

Je nach Kanton sieht die Lösung anders aus, wie fremdsprachige Kinder im Vorschulalter Deutsch lernen können. PETER SAMUEL JAGGI/A

Mit Fallschirm 
in den Brexit 
springen 
Handel Die Schweiz und 
Grossbritannien rüsten sich mit 
einem Handelsvertrag für einen 
allfälligen ungeordneten EU-
Austritt der Briten. 

Kontinuität und Stabilität sollen 
auch nach einem Brexit die Bezie-
hungen zwischen der Schweiz 
und Grossbritannien bestimmen. 
Mit der Unterzeichnung des Han-
delsvertrages hat die Schweiz 
einen weiteren Pflock ihrer 
«Mind the Gap»-Strategie mit 
Grossbritannien eingeschlagen, 
die eine möglichst vollständige 
Weiterführung der Beziehungen 
zum Ziel hat. Bereits im vergange-
nen Jahr unterzeichneten die bei-
den Länder Abkommen zum 
Strassentransport, zum Luftver-
kehr und zu den Versicherungen. 
Im Dezember wurde zudem ein 
Abkommen über die Rechte der 
Bürgerinnen und Bürger verab-
schiedet. 

Wirtschaftsminister Parmelin 
betonte gestern im Anschluss an 
die Unterzeichnung in Bern, das 
Vereinigte Königreich sei mit 
einem Volumen von 11,4 Milliar-
den Franken der sechstwich-
tigste Absatzmarkt für Schweizer 
Warenexporte und mit rund 6 
Milliarden Franken der acht-
grösste Herkunftsmarkt für Wa-
renimporte. Die Schweiz ist um-
gekehrt für Grossbritannien die 
fünftwichtigste Exportpartnerin 
ausserhalb der EU. 

Beziehungen geregelt 
Der Grossteil der bisherigen und 
zukünftigen Beziehungen sei mit 
dem neuen Handelsabkommen 
bei einem geordneten oder unge-
ordneten Brexit geregelt, erklärte 
Parmelin. Der Vertrag stelle eine 
solide Basis dar für künftige Wirt-
schaftsbeziehungen. Ins gleiche 
Horn stiess der britische Han-
delsminister. Liam Fox betonte 
auf entsprechende Fragen hin 
mehrfach, dass Grossbritannien 
die EU mit einem Deal verlassen 
wolle. Das sei der beste Weg. 

Das neue Handelsabkommen 
zwischen der Schweiz und Gross-
britannien stellt eine Replikation 
eines Grossteils der aktuell gel-
tenden Handelsabkommen dar. 
Es umfasst das Freihandelsab-
kommen von 1972, das Überein-
kommen über das öffentliche Be-
schaffungswesen, das Betrugsbe-
kämpfungsabkommen. In gewis-
sen Sektoren des Abkommens, 
etwa über die gegenseitige An-
erkennung von Konformitätsbe-
wertungen sowie des Agrarab-
kommens, sind allerdings nicht 
alle Punkte übernommen wor-
den. 

Status eines Drittlandes 
Parmelin verwies auf das Veteri-
närabkommen, bei dem es noch 
Lücken gebe. Sollte zwischen der 
EU und Grossbritannien kein Ab-
kommen zustande kommen, 
wird Grossbritannien nämlich 
nicht mehr demselben Veterinär-
raum angehören wie die Schweiz 
und hätte dann den Status eines 
Drittlandes. In diesem Fall ist die 
Einfuhr von Tieren und Produk-
ten tierischer Herkunft aus 
einem Drittland in die Schweiz 
nur zu spezifischen Bedingun-
gen möglich. Es ist daher nach 
Angaben des Bundesamtes für 
Lebensmittelsicherheit und Vete-
rinärwesen nicht auszuschlies-
sen, dass es in der Schweiz zum 
Zeitpunkt des Austritts des Ver-
einigten Königreiches aus der EU 
zu einem Unterbruch beim Han-
del mit Tieren und Produkten tie-
rischer Herkunft aus Grossbri-
tannien kommt, bis die EU Gross-
britannien in die Liste der Dritt-
länder aufgenommen hat. sda

Das Anliegen der Thurgauer 
sorgt in Bundesbern für eine 
Kontroverse. Anders als im Ost-
schweizer Kanton verlaufen die 
Fronten entlang der Parteipolitik. 
Bildungspolitiker der SVP unter-
stützen eine finanzielle Beteili-
gung fremdsprachiger Eltern am 
Deutschunterricht der Kinder-
gartenkinder, wenn diese die 
vorschulische Förderung ver-
passt haben. «Wenn Eltern mut-
willig Integrationsleistungen ver-
weigern, kann ich mir das vor-
stellen», sagt Nationalrat Felix 
Müri (LU). Auch Peter Keller 
(NW) hält «gezielte Ausnahmen» 
von der Unentgeltlichkeit der 

Schule in solchen Fällen für rich-
tig. Dezidiert dagegen stellt sich 
die Linke. «Es ist absurd, Eltern 
mit Drohungen zur Zusammen-
arbeit zu zwingen», sagt etwa SP-
Nationalrätin Martina Munz (SH). 
Sie plädiert stattdessen für ein 
Anreizsystem mit teilweise kos-
tenfreien Kita-Plätzen. 

Auch in den Mitte-Parteien 
überwiegt die Skepsis: Die Volks-
schule fördere die Chancen-
gleichheit nur, wenn sie für alle 
unentgeltlich bleibe, sagt BDP-
Nationalrätin Rosmarie Qua-
dranti (ZH). «Populistische Straf-
aktionen gegen Migranteneltern 
sind nicht zielführend.» 

In der CVP hält man das Anlie-
gen für berechtigt, aber eine Ver-
fassungsänderung für den fal-
schen Weg. Nationalrätin And-
rea Gmür plädiert dafür, dass die 
Kantone die verpflichtende 
Sprachförderung in ihren Volks-
schulgesetzen regeln – wie ihr 
Kanton Luzern, der einen Passus 
für den Besuch von Sprachspiel-
gruppen geschaffen hat. 

An solchen kantonalen Mass-
nahmen soll sich nun der Bund fi-
nanziell beteiligen. Das fordert 
der Basler LDP-Nationalrat Chris-
toph Eymann, der als damaliger 
Erziehungsdirektor das selektive 
Obligatorium für die vorschuli-

sche Deutschförderung initiiert 
hatte. «Fehlende Sprachkennt-
nisse verfolgen junge Menschen 
in der gesamten Laufbahn. Des-
halb müssen wir handeln», sagt 
er. 

Der Bundesrat unterstützt die 
Motion. Doch just eine Thur-
gauerin bekämpft sie: SVP-Natio-
nalrätin Verena Herzog. «Es ist 
verständlich, dass Herr Eymann 
für Basel auf das Giesskannen-
prinzip des Bundes hofft. Das ist 
aber nicht sachdienlich», sagt sie. 
Eine Verfassungsänderung hin-
gegen verhindere, dass die Ange-
bote der Frühförderung «be-
wusst missachtet werden». rbi

Was man im Bundeshaus von der Forderung hält

«Die Schule muss  
unentgeltlich 
sein. Und wegen 
der Sprache darf 
niemand diskri-
miniert werden.» 
Beat W. Zemp, 
Lehrerverbandspräsident


